
Bericht des Vorstands  

an die ordentliche Hauptversammlung der CTS EVENTIM AG am 8. Mai 2014  

zu Punkt 7 der Tagesordnung gemäß § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG und § 203 Abs. 2 AktG  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 7 vor, (i) die persönlich haftende 
Gesellschafterin zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital bis zum 7. Mai 
2019 ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, insgesamt jedoch um höchstens EUR 
48.000.000 durch Ausgabe von bis zu 48.000.000 auf den Inhaber lautenden Stammaktien gegen 
Sach- und/oder Bareinlagen zu erhöhen, und (ii) ein entsprechendes genehmigtes Kapital in Höhe von 
insgesamt bis zu EUR 48.000.000 in der Satzung zu schaffen (Genehmigtes Kapital 2014). Das 
Genehmigte Kapital 2014 soll die Flexibilität der Gesellschaft erhöhen und ihr im Interesse ihrer 
Aktionäre zusätzliche Handlungsmöglichkeiten einräumen.  

Im Falle einer Kapitalerhöhung unter Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2014 ist den Aktionären 
grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen, das auch im Wege des mittelbaren Bezugsrechts gemäß 
§ 186 Abs. 5 AktG abgewickelt werden kann. Die persönlich haftende Gesellschafterin soll jedoch 
ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats jeweils in den nachfolgend genannten Fällen 
gemäß lit. (a) bis (e) das Bezugsrecht der Aktionäre ausschließen zu können. Im Hinblick auf das 
Schutzbedürfnis der Aktionäre vor einer übermäßigen quotenmäßigen Verwässerung ihrer Beteiligung 
soll die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts allerdings auf lediglich insgesamt 20 % des 
Grundkapitals beschränkt werden. Daher soll ein Bezugsrechtsausschluss maximal bis zu einer 
Grenze von insgesamt 20 % des bei Wirksamwerden und des bei Ausübung der Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals wie folgt ermöglicht werden: 

(a) Zunächst soll die persönlich haftende Gesellschafterin ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei der Ausgabe neuer Aktien zur Vermeidung von 
Spitzenbeträgen auszuschließen. Spitzenbeträge können sich aus dem Umfang des jeweiligen 
Volumens der Kapitalerhöhung und der Festlegung eines praktikablen Bezugsverhältnisses 
ergeben. Der vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht ein 
glattes Bezugsverhältnis und erleichtert so die Abwicklung der Emission. Die vom Bezugsrecht 
der Aktionäre ausgeschlossenen freien Spitzen werden entweder durch Verkauf, über die Börse 
oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 

(b) Des Weiteren sieht der Beschlussvorschlag der Verwaltung vor, dass die persönlich haftende 
Gesellschafterin mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt ist, das Bezugsrecht 
auszuschließen für Aktien, die einen Anteil am Grundkapital von maximal 10 % repräsentieren, 
soweit die entsprechenden Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder Arbeitnehmer bzw. 
Mitglieder der Vertretungsorgane von mit ihr verbundenen Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. 
AktG ausgegeben werden. Auf diese Weise soll die persönlich haftende Gesellschafterin 
ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den Ausschluss des Bezugsrechts zu 
dem Zweck zu beschließen, Belegschaftsaktien bis zu einer Höhe von 10 % des Grundkapitals 
auszugeben. In der Vergangenheit hat sich die Ausgabe von Belegschaftsaktien für viele 
börsennotierte Gesellschaften als wichtiges Instrument zur Stärkung von Einsatzbereitschaft 
und Loyalität der Mitarbeiter erwiesen. Sie hat selbständige Bedeutung neben den sonst 
bestehenden Möglichkeiten der Mitarbeiterbeteiligung wie der Ausgabe von Optionen oder 
Wandelschuldverschreibungen an Mitarbeiter oder sonstigen erfolgsbezogenen 
Vergütungskomponenten. Um auf dem Gebiet der Mitarbeiterbeteiligung weiterhin ein 
vielfältiges Instrumentarium zur Verfügung zu haben, soll die Gesellschaft in die Lage versetzt 
werden, unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Belegschaftsaktien auszugeben. 

(c) Das Bezugsrecht der Aktionäre kann ferner bei Barkapitalerhöhungen im Hinblick auf bis zu 10 
% des bei Wirksamwerden und des bei Ausübung der Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals ausgeschlossen werden, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den 
Börsenkurs der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und 
Ausstattung nicht wesentlich im Sinne von §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unterschreitet und der auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 



AktG ausgegebenen Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals insgesamt 10 % des 
bei Wirksamwerden und des bei Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht 
überschreitet (sog. erleichterter Bezugsrechtsausschluss). 

Diese Ermächtigung soll es der Gesellschaft ermöglichen, flexibel auf sich bietende günstige 
Kapitalmarktsituationen zu reagieren und die neuen Aktien kurzfristig, d.h. ohne das Erfordernis 
eines mindestens 14 Tage dauernden Bezugsangebots, bei institutionellen oder strategischen 
Investoren platzieren zu können und dabei durch eine marktnahe Preisfestsetzung und ohne 
einen bei Bezugsrechtsemissionen sonst üblichen Abschlag einen möglichst hohen 
Veräußerungsbetrag und damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. 
Damit kann wegen der schnelleren Handlungsmöglichkeit häufig ein höherer Mittelzufluss 
zugunsten der Gesellschaft erreicht werden als bei einem unter Wahrung des Bezugsrechts der 
Aktionäre erfolgenden Angebot an alle Aktionäre. Die vorgeschlagene Ermächtigung liegt 
deshalb im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. 

Bei dem erleichterten Bezugsrechtsausschluss handelt es sich um einen gesetzlich 
vorgesehenen Regelfall, in dem das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden kann. 
Durch die Beschränkung auf 10 % des bei Wirksamwerden und des bei Ausübung der 
Ermächtigung bestehenden Grundkapitals wird das Schutzbedürfnis der Aktionäre im Hinblick 
auf eine quotenmäßige Verwässerung ihrer Beteiligung beschränkt. Aktionäre, die ihre 
Beteiligungsquote beibehalten wollen, können durch Zukäufe über die Börse die Reduzierung 
ihrer Beteiligungsquote verhindern. Auf die Höchstgrenze von 10 % sind andere Fälle des 
erleichterten Bezugsrechtsausschlusses – Aktien, die zur Bedienung von während der Laufzeit 
dieses Genehmigten Kapitals ausgegebenen Options- oder Wandelschuldverschreibungen oder 
Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrecht, die in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden, ausgegeben 
werden oder auszugeben sind, sowie eigene Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit 
des Genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 71 Abs. 
1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden – anzurechnen. 

Im Falle des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses ist zwingend, dass der Ausgabepreis der 
neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Ein etwaiger Abschlag vom 
aktuellen Börsenkurs wird voraussichtlich nicht über 3 %, jedenfalls aber maximal bei 5 % des 
Börsenkurses liegen. Damit wird auch dem Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer 
wertmäßigen Verwässerung ihrer Beteiligung Rechnung getragen. Durch diese Festlegung des 
Ausgabepreises nahe am Börsenkurs wird sichergestellt, dass der Wert des Bezugsrechts für 
die neuen Aktien praktisch auf Null sinkt. 

(d) Das Bezugsrecht kann zudem bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, aber auch hier nur 
in einem Umfang von insgesamt bis zu 20 % des bei Wirksamwerden und des bei Ausübung der 
Ermächtigung bestehenden Grundkapitals ausgeschlossen werden, insbesondere zum Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder 
Unternehmensgütern, so dass Dritten neue Aktien der CTS Eventim AG & Co. KGaA als 
Gegenleistung gewährt werden können. Die Praxis zeigt, dass bei Zusammenschlüssen mit 
Unternehmen sowie beim Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen häufig 
Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung verlangt werden. Die vorgeschlagene Ermächtigung 
soll der Gesellschaft die Möglichkeit eröffnen, auf nationalen und internationalen Märkten 
flexibel auf sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen sowie auf Angebote zu Unternehmenszusammenschlüssen 
unter Ausgabe von Aktien der Gesellschaft reagieren zu können. Im Rahmen von 
Unternehmens- oder Beteiligungserwerben bestehen vielfältige Gründe, Verkäufern statt eines 
Kaufpreises ausschließlich in Geld auch Aktien oder sogar ausschließlich Aktien zu gewähren. 
Insbesondere kann auf diese Weise die Liquidität der Gesellschaft geschont, die Aufnahme von 
Fremdkapital vermieden und der oder die Verkäufer an zukünftigen Kurschancen beteiligt 
werden. Diese Möglichkeit erhöht die Wettbewerbschancen der Gesellschaft bei Akquisitionen. 
Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung. Die 
persönlich haftende Gesellschafterin, d.h. ihr Vorstand wird bei der Ausnutzung der 
Ermächtigung sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Gewährung neuer Aktien unter 
Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen soll. Dies umfasst insbesondere auch die Prüfung 
der Bewertungsrelation zwischen der Gesellschaft und der erworbenen Beteiligung bzw. des 
Unternehmens und die Festlegung des Ausgabepreises der neuen Aktien und der weiteren 



Bedingungen der Aktienausgabe. Die persönlich haftende Gesellschafterin wird von der 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nur Gebrauch machen, wenn die Gewährung von 
Aktien der CTS Eventim AG & Co. KGaA im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 
Nur wenn diese Voraussetzungen gegeben sind, wird auch der Aufsichtsrat seine Zustimmung 
erteilen. 

(e) Schließlich soll die persönlich haftende Gesellschafterin mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch 
ermächtigt sein, das Bezugsrecht auszuschließen, soweit es erforderlich ist, um den Inhabern 
oder Gläubigern von Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien gewähren zu 
können. Options- und Wandelschuldverschreibungen sehen in ihren Ausgabebedingungen 
üblicherweise einen Verwässerungsschutz vor, der den Inhabern oder Gläubigern in einer 
Kapitalerhöhung ein Bezugsrecht gewährt. Inhaber und Gläubiger von Schuldverschreibungen 
werden damit so gestellt wie Aktionäre. Der Bezugsrechtsausschluss dient damit der 
Erleichterung der Platzierung der vorgenannten Schuldverschreibungen und liegt im Interesse 
der Gesellschaft und ihrer Aktionäre an einer möglichst effizienten Finanzstruktur der 
Gesellschaft. 

Soweit die persönlich haftende Gesellschafterin während eines Geschäftsjahres die Ermächtigung 
ausnutzt, wird sie in der folgenden Hauptversammlung hierüber berichten. 
 

Bremen, im März 2014 

 

Der Vorstand 


